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§ 11 
Datenverarbeitung 

 
(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Umlageschuldner sowie zur Feststellung und 

Erhebung der Umlage für die Unterhaltung von Gewässern II. Ordnung ist die Verarbeitung der hierfür 
erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten nach §§ 9,10 Datenschutzgesetz des Lan-
des Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Gemeinde Elbe-Parey zulässig. 

 
(2)  Die Gemeinde Elbe-Parey darf die für die Veranlagung der Grundsteuer bekannt gewordenen personen- 

und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich die Informatio-
nen von den entsprechenden Ämtern (Finanz- und Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und 
Grundbuchamt) übermitteln lassen. 

 
§ 12 

In-Kraft-Treten 
 
Die Satzung tritt am Tag nach der Bekanntgabe in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung außer Kraft. 
 
Elbe-Parey, den 14.02.2012 
 
 
gez. Mannewitz 
Bürgermeisterin 
______________________________________________________________________________ 
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Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst 
in der Gemeinde Elbe-Parey 

Aufgrund der §§ 6 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 10. August 
2009 (GVBl. LSA S. 383), zuletzt geändert durch § 20 Absatz 1 des Gesetzes vom 20. Januar 2011 (GVBl. 
LSA S. 14, 18) hat der Gemeinderat der Gemeinde Elbe-Parey am 14.02.2012 folgende Satzung beschlos-
sen: 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Übertragung der Reinigungspflicht 

 
(1)  Die Verpflichtung zur Reinigung der öffentlichen Straßen nach § 47 Abs. 1 bis 3 Str.G LSA wird nach 

Maßgabe der folgenden Bestimmungen auf die Eigentümer und Besitzer der durch öffentliche Straßen 
erschlossenen, bebauten und unbebauten Grundstücke übertragen. 

(2)  Der Gemeinde verbleibt die Verpflichtung zur Reinigung der Regenwassereinläufe. 
(3)  Soweit die Gemeinde nach Abs. 2 verpflichtet bleibt, übt sie die Reinigungspflicht als öffentlich-rechtliche 

Aufgabe aus. 
 

§ 2 
Gegenstand der Reinigungspflicht 

 
(1)  Zu reinigen sind innerhalb der geschlossenen Ortslage alle öffentlichen Straßen ( § 3 StrG LSA). 
(2) Die Reinigungspflicht erstreckt sich auf: 

a)  die Fahrbahnen einschließlich Radwege, Grünanlagen im Sinne der Fläche zwischen dem Grund-
stück und der Straße bzw. dem Geh-/Radweg 

b)  die Straßenrinnen, Gossen 
c)  die Gehwege und Schrammborde 
d)  die Böschungen 

(3)  Gehwege im Sinne dieser Satzung sind die für den Fußgängerverkehr ausdrücklich bestimmte und äu-
ßerlich von der Fahrbahn abgegrenzten Teile der Straße, ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand und 
auf die Breite der Straße (z.B. Bürgersteige, unbefestigte Gehwege, 
Seitenstreifen) sowie räumlich von einer Fahrbahn getrennte selbständige Fußwege. Soweit in Fußgän-
gerzonen (Zeichen 242 StVO) und in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325 StVO) Gehwege nicht 
vorhanden sind, gilt als Gehweg ein Streifen von 1,5 m Breite entlang der Grundstücksgrenze. Sicher-
heitsstreifen bis 0,5 m, sogenannte Schrammborde, sind keine Gehwege im Sinne dieser Satzung. 
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§ 3 

Verpflichtete 
 

(1)  Verpflichtete im Sinne dieser Satzung für die im § 1 bezeichneten Grundstücke sind die Eigentümer, 
Erbbauberechtigten, Wohnungseigentümer, Nießbraucher nach §§ 1030 ff BGB, Wohnungsberechtigten 
nach § 1093 BGB. 

(2)  Liegen mehrere Grundstücke hintereinander zur erschließenden Straße, so bilden das an die Straße 
angrenzende Grundstück und die dahinterliegenden Grundstücke (Hinterliegergrundstücke) eine Stra-
ßenreinigungseinheit. Hinterliegergrundstücke sind jedoch nur solche Grundstücke, die nicht selbst an 
die öffentliche Straßen oder einen öffentlichen Weg angrenzen. 

 
§ 4 

Umfang der Reinigungspflicht 
 

Die Reinigung umfasst: 
a) die allgemeine Straßenreinigung (§§ 5 und 6) 
b) den Winterdienst (§§ 7 und 8). 
 

II. Allgemeine Straßenreinigung 
 

§ 5 
Umfang der allgemeinen Straßenreinigung 

 
(1)  Die ausgebauten Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile) sind regelmäßig und so zu reinigen, dass 

eine Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung insbesondere eine Gesundheitsgefährdung, infol-
ge Verunreinigung der Straße aus ihrer Benutzung oder durch Witterungseinflüsse vermieden oder be-
seitigt wird. Ausgebaut im Sinne dieser Satzung sind Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile), wenn 
sie mit einer festen Decke (Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Teer oder einem in ihrer Wirkung ähnlichen 
Material) versehen sind. 

(2)  Bei nicht ausgebauten Straßen (Straßenabschnitte, Straßenteile) oder Straßen mit wassergebundener 
Decke umfasst die Reinigung nur das Beseitigen von Fremdkörpern, groben Verunreinigungen, Laub, 
Schlamm oder ähnlichem. 

(3) Die Reinigung umfasst neben dem Kehren auch die regelmäßige Grasmahd, die Entsorgung des Mähgu-
tes, die Unkrautentfernung und die Reinigung der Nebenanlagen durch Abharken oder Absammeln von 
Unrat. 
Ausgenommen sind Grünanlagen, deren Pflege durch die Gemeinde erfolgt.  

(4)  Bei der Reinigung sind solche Geräte zu verwenden, die die Straße nicht beschädigen. 
(5)  Der Straßenkehricht ist sofort zu beseitigen. Er darf weder Nachbarn, noch Straßensinkkästen, sonsti-

gen Entwässerungsanlagen, offenen Abwassergräben, öffentlich unterhaltenen Anlagen (z.B. Gruben, 
Gewässer usw.) zugeführt werden. 

(6) Sind Grundstückseigentümer beider Straßenseiten reinigungspflichtig, so erstreckt sich die Reinigungs-
pflicht nur bis zur Straßenmitte. 

 
§ 6 

Reinigungszeiten 
 

(1)  Soweit nicht besondere Umstände (plötzlich oder den normalen Rahmen übersteigende Verschmutzung) 
ein sofortiges Reinigen notwendig machen, sind die Straßen durch die nach § 3 Verpflichteten an jedem 
Wochenende zu reinigen. 

(2)  Darüber hinaus kann die Gemeinde bestimmen, dass in besonderen Fällen (Veranstaltungen, Volks- 
und Heimatfest, Umzüge und ähnliches) einzelne Straßen zusätzlich gereinigt werden müssen. Derarti-
ge Verpflichtungen sind öffentlich bekannt zu machen. 

(3)  Die Reinigungspflicht des Verursachers nach § 17 Abs. 1 des StrG LSA bleibt unberührt. 
 

III. Winterdienst 
 

§ 7 
Schneeräumung 

 
(1)  Neben der allgemeinen Straßenreinigungspflicht haben die Verpflichteten bei Schneefall die Gehwege 

und Zugänge zu Überwegen vor ihren Grundstücken in einer solchen Breite von Schnee zu räumen, 
dass der Verkehr nicht mehr als unvermeidbar beeinträchtigt wird. Soweit in verkehrsberuhigten Berei-



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,         6. Jahrgang, Nr. : 03       vom  29.02.2012                                        Seite  
 

55

chen (Zeichen 315 StVO) Gehwege nicht vorhanden sind, gilt als Gehweg ein Streifen von 1,5 m Breite 
entlang der Grundstücksgrenze. 

(2)  Die vom Schnee geräumten Flächen vor den Grundstücken müssen so aufeinander abgestimmt sein, 
dass eine durchgehende benutzbare Gehwegfläche gewährleistet ist. Der später Räumende muss sich 
insoweit an die schon bestehende Gehwegrichtung vor den Nachbargrundstücken bzw. Überwegrich-
tung vom gegenüberliegenden Grundstück anpassen. 

(3) Für jedes Hausgrundstück ist ein Zugang zur Fahrbahn und zum Grundstückseingang in einer erforderli-
chen Breite von 1,50 zu räumen. 

(4)  Festgetretener oder auftauender Schnee ist ebenfalls - soweit möglich und zumutbar - zu lösen und 
abzulagern. 

(5)  Soweit den Verpflichteten die Ablagerung des zu beseitigenden Schnees und der Eisstücke auf Flächen 
außerhalb des Verkehrsraumes nicht zugemutet werden kann, darf der Schnee auf Verkehrsflächen nur 
so abgelagert werden, dass der Verkehr und vor allem auch die Räumfahrzeuge möglichst wenig beein-
trächtigt werden. 

(6)  Die Abflussrinnen müssen bei Tauwetter von Schnee freigehalten werden. 
(7) Die in den vorstehenden Absätzen festgelegten Verpflichtungen gelten für die Zeit von 7.00 bis 20.00 

Uhr. Sie sind bei Schneefall jeweils durchzuführen. 
 

§ 8 
Beseitigung von Schnee- und Eisglätte 

 
(1)  Bei Schnee- und Eisglätte haben die Verpflichteten die Gehwege derart und so rechtzeitig zu bestreuen, 

dass Gefahren nach allgemeiner Erfahrung nicht entstehen können. In verkehrsberuhigten Bereichen 
findet § 7 Abs. 1 Satz 2 Anwendung. 

(2)  Bei Eisglätte sind Bürgersteige grundsätzlich in voller Breite und Tiefe, Zugänge zur Fahrbahn in einer 
Breite von 1,5 m abzustumpfen. Noch nicht vollständig ausgebaute / fertiggestellte Gehwege müssen in 
einer Mindesttiefe von 1,5 m in der Regel an der Grundstücksgrenze beginnen, abgestumpft werden. § 7 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

(3)  Bei Schneeglätte braucht nur die nach § 7 zu räumende Fläche abgestumpft werden. 
(4)  Als Streumaterial sind vor allem Sand, Splitt und ähnliches abstumpfendes Material zu verwenden. 

Asche darf zum Bestreuen nicht verwendet werden. 
Handelsübliches Streusalz darf nur in geringen Mengen zur Beseitigung festgetretener Eis- und Schnee-
rückstände verwendet werden. Die Rückstände müssen nach ihrem Auftauen sofort beseitigt werden. 

(5)  Auftauendes Eis auf den in den Abs. 2 und 3 bezeichneten Flächen ist aufzuhacken und entsprechend 
der Vorschrift des § 7 Abs. 5 zu beseitigen. 

(6)  Beim Abstumpfen und Beseitigen von Eisglätte dürfen nur solche Hilfemittel verwendet werden, die die 
Straßen nicht beschädigen. 

(7)  § 7 Abs. 7 gilt entsprechend. 
 

IV. Schlussvorschriften 
 

§ 9 
Ausnahmen 

 
Befreiungen von der Verpflichtung zur Reinigung der Straße können ganz oder teilweise nur dann auf be-
sonderen Antrag erteilt werden, wenn auch unter Berücksichtigung des Wohles der Allgemeinheit die Durch-
führung der Reinigung dem Pflichtigen nicht zugemutet werden kann. 
 

§ 10 
Aufforderungen zur Erfüllung der Straßenreinigungssatzung 

 
(1)  Bei Nichteinhaltung der in dieser Satzung festgeschriebenen Pflichten, wird jeder Grundstückseigentü-

mer vom Ordnungsamt der Gemeinde zweimal ermahnt. 
(2)  Sollten diese Ermahnungen ohne Ergebnis bleiben, erfolgt das Ordnungswidrigkeitsverfahren. 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.  entgegen den §§ 5 und 6 der Reinigungspflicht der Straßen nicht oder nicht vollständig nachkommt, 
2.  entgegen den §§ 7 und 8 der Beseitigung von Schnee, Schnee- und Eisglätte nicht, nicht rechtzeitig 

oder nicht vollständig nachkommt. 
(2)  Die Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden. 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,         6. Jahrgang, Nr. : 03       vom  29.02.2012                                        Seite  
 

56

 
§ 12 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 25. Mai 
1999 außer Kraft. 
 
Parey, 14.02.2012 
 
 
 
gez. Mannewitz 
Bürgermeisterin 
______________________________________________________________________________________ 
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1. Satzung zur Änderung der 
 Satzung über die Erhebung der Hundesteuer 

im Gebiet der EHG Stadt Jerichow 
 
Aufgrund der §§ 4, 6, 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom 10. August 2009 (GVBL. 
LSA S. 383), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. November 2011 (GVBL. LSA S. 814) und aufgrund der 
§§ 2, 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Dezember 1996 (GVBL. LSA S. 405), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Feb-
ruar 2011 (GVBL. LSA S. 58), hat der Stadtrat der EHG Stadt Jerichow am 21.02.2012 die folgende Sat-
zungsänderung beschlossen: 
 

§ 1  
 

§ 13 – Ordnungswidrigkeiten - erhält folgende Fassung: 
 
(1) Zuwiderhandlungen gegen § 11 Abs. 1 und 3 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 16 Abs. 2 KAG-

LSA. 
 
(2) Zuwiderhandlungen gegen § 11 Abs. 2 und § 12 Abs. 3 und 4 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 6 

Abs. 7 GO-LSA 
 

§ 2  
 
Die Satzungsänderung tritt rückwirkend zum 01.01.2012 in Kraft.  
 
Jerichow, 21.02.2012 
 
gez. Bothe 
Bürgermeister          Dienstsiegel 
______________________________________________________________________________________ 
 
2.  Amtliche Bekanntmachungen 
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Bekanntmachung der Gemeinde Elbe- Parey 

Aufstellungsbeschluss über die 1. Änderung des Bebauungsplans „Alte Elbe“ Gemeinde 
Elbe-Parey, OT Parey und frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  

gem. § 3 Abs. 1 BauGB. 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Elbe- Parey hat auf seiner Sitzung am 14.02.2012 die Aufstellung der 1. 
Änderung des Bebauungsplans „Alte Elbe“ gemäß §§ 2 und 8 BauGB beschlossen. Der räumliche Gel-
tungsbereich der 1. Änderung beinhaltet eine Teilfläche des Flurstückes 3 der Flur 22, Gemarkung Parey. 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB findet durch öffentliche Auslegung des 
Vorentwurfes vom 
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